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terium darauf hin, dass es aus seiner Sicht nicht Aufgabe des Staates sein 

kann, vor Grundrechtsausübungen Dritter (wie z.B. dem Abhalten einer von 

Art. 8 GG und Art. 113 BV geschützten Versammlung) zu schützen, solan­

ge der Rahmen des geltenden Rechts eingehalten wird. Soweit eine Ver­

sammlung diesen Rahmen überschreitet, ist es Aufgabe der zuständigen 

Kreisverwaltungsbehörde,, mit geeigneten Maßnahmen rechtmäßige Zu­

stände wiederherzustellen, 

Im Hinblick auf den Vorschlag, allen Schwangerschafts- und Konfliktbera­

tungsstellen die Auskunft über Einrichtungen, die Schwangerschaftsabbrü­

che vornehmen, gesetzlich zu ermöglichen, zweifeln die Universitätsklinika, 

ob hier tatsächlich ein Problem besteht. Frauenärztinnen und Frauenärzte 

seien gut vernetzt wnd könnten durchaus Information darüber geben, wo 

Schwangerschaftsabbrüche vorgenommen würden. Außerdem könnten 

auch über eine einfache Online-Suche entsprechende Adressen gefunden 

werden. Soweit sich der Vorschlag auf eine Aufhebung des§ 219a StGB 

bezieht, weist das Staatsministerium darauf hin, dass die Gesetzgebungs­

zuständigkeit hierfür beim Bund liegt. 

Das Staatsministerium für Gesundheit und Pflege erhält einen Abdruck die­

ses Schreibens. 

Mit freundlichen Grüßen 

Bernd Sibler 
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